 BFG
BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/5101086/2013

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Mag. Christoph Kordik in der
Beschwerdesache der ehemaligen Bf ehemals "i.L.", zH. B* ehemals " i.L.", zH. Hrn. C,
vertreten durch D, Wirtschaftspriifer u. Steuerberater, liber die Beschwerde vom 27.12.2011
gegen den Bescheid des Finanzamtes A vom 19.12.2011 betreffend einheitlicher und
gesonderter Feststellung von Einkiinften fiir das Jahr 2001 zu Recht erkannt:

Der Beschwerde wird gemals § 279 BAO teilweise Folge gegeben. Der angefochtene Bescheid
wird abgeéandert.

Die im Kalenderjahr 2001 erzielten Einkiinfte werden einheitlich und gesondert gemaR §
188 BAO wie folgt festgestellt:

Einklinfte aus € ATS
Gewerbebetrieb 2.234.613 31 30.748.949,53
B* ehemals
i.L.
001 St.N.
Ad SXX/XXX €0,00 ATS 0,00
davon entfallt auf r. /
A
€ ATS
002 MA SN,
davon entfallt auf Adr. YYY/YYY
2.234.613,31 30.748.949,53
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Die gedanderte Berechnung des Entnahmegewinnes und die damit verbundene Minderung der
Einklinfte aus Gewerbebetrieb ist dem als Beilage angeschlossenen Berechnungsblatt zu
entnehmen und bildet einen Bestandteil des Spruches dieses Erkenntnisses.

Dieses Erkenntnis hat Wirkung gegentber allen ehemals Beteiligten, denen gemeinschaftliche
Einklinfte zugeflossen sind (§191 Abs. 3 lit b) BAO. Mit der Zustellung dieses Bescheides an
eine nach § 81 BAO vertretungsbefugte Person gilt die Zustellung an alle Beteiligten als
vollzogen (§ 101 Abs. 3 BAO).

Eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist nach Art. 133 Abs. 4 Bundes-
Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

Verfahrensgang:

1. Bei der bereits am 06.09.2003 im Firmenbuch geldschten Firma (FBNr. 166172x-ehemaliges
Einkaufszentrum in V-Gewinnermittlung gem. § 5 EStG 1988, Bilanzstichtag ab 27.12.2000
war der 31.12.). wurde fir die Jahre 1999 bis 2001 eine Betriebsprifung durchgefiihrt (vgl. Tz
1 bis Tz 5 des Betriebsprifungsberichtes v.16.12.2005, Niederschrift v.13.12.2005 sowie
Besprechungsprogramm v.08.11.2005 als Beilage zur Niederschrift v. 13.12.2005).

Die KG wurde mit Gesellschaftsvertrag v.18.12.1997 gegriindet. Am11.12.2001 wurde die
Auflosung der Gesellschaft beschlossen (Bestellung eines Liquidators). Im
Beschwerdezeitraum waren 2 Beteiligte an der beschwerdefiihrenden Personengesellschaft
angemerkt:

1) B* (ehemals) i.L., Komplementar-GmbH, mit Sitz in Adr. sowie 2) als Kommanditist , Herr
Dipl.Bw. MB

Schwerpunkt der Feststellungen der Betriebsprifung bildeten der Entnahmewert
(Aufdeckung v. stillen Reserven im Zuge der Entnahme) , das AusmaR der Grundsticksflachen,
die Nichtanerkennung von Betragen betreffend Absetzung fiir Abnutzung,
Teilwertabschreibungen sowie Restbuchwerten (vgl. im Einzelnen die Tz 1 bis Tz 5 des
Betriebsprifungsberichtes v.16.12.2005).

Die Entnahmehandlung wurde von der beschwerdefiihrenden KG in den Blichern
dokumentiert (Entnahme v. Grundsticksflichen im AusmaR v. 7.482 m?). Zum
Entnahmestichtag 30.04.2001 wurde ein Verkehrswertgutachten v.20.08.2001 fiir die
Liegenschaft E ,EZ xx ,Grundbuch F (Bezirksgericht V) erstellt, in dem der m? Preis mit ATS
4.000 (umgerechnet € 290,69) bewertet wurde. Das ehemalige Einkaufszentrum bestand zum
Bewertungszeitpunkt nicht mehr. Von der Betriebsprifung wurden umfangreiche
Erhebungen(Stadtgemeinde/Grundbuch/BG V) gemacht (bis ins Jahr 1956). Die
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Schwierigkeiten in der Feststellung des AusmaRes von betrieblichen Grundstiicksflachen
ergaben sich durch die neue Griindung von Einlagezahlen, unentgeltlichen Ubertragungen im
Familienkreis vor dem Notar, diversen Grundstiicksunterteilungen bzw.
Grundstlickszusammenlegungen . Die Betriebsprifung (vgl. insbesondere die Stellungnahme
der Betriebspriifung v. 17.07.2006) ging nach umfangreicher Priifung von einem weit héheren
Ausmal’ von betrieblich genutzten Flachen aus, ohne allerdings im Einzelnen die
Grundsticksflachen des Vorgutachtens der Sachverstandigen P u. AB v.09.04.1986 bzw. vom
Hauptgutachten v.20.08.2001 widerlegen zu kénnen bzw. Beweise fiir die Unrichtigkeit
dieser Gutachtens zu liefern. Die im Verfahren zugezogenen Betriebspriifer (zunachst Frau P,
anschlieBend Herr H) legten als WertmaRstab (Teilwert) den m?-Preis (ATS 4.500 = € 327,03)
aus dem Verkaufspreis (an eine dritte Person (Kommanditgesellschaft ) zugrunde.

Die Liegenschaft wurde von der Kauferin ,einer KG, fiir die Errichtung eines Einkaufszentrums
verwendet. Die Differenz von ATS 500 (€ 36,33) (also ATS 4.000 It. Gutachten im Verhaltnis
zum tatsachlichen Kaufpreis v. ATS 4.500) wurde von der Kauferin deswegen bezahlt, weil
diese den Grund fir die Nutzung als Einkaufszentrum bendétigte.Der Kaufvertrag v. 13.07.2001
wurde — weil unter aufschiebenden Bedingungen abgeschlossen- erst im darauffolgenden
Jahr 2002 rechtswirksam (siehe AV v.25.02.2002 und Kaufvertragsnachtrag v.25.02.2002).
Bilanzrechtliche Korrekturen (Wurzelberichtigung) fiir Vorjahre wurden von der
Betriebsprifung nicht vorgenommen.

Im hier in Beschwerde gezogenen Feststellungsbescheid 2001 v. 19.12.2011 erfolgte die
einheitliche und gesonderte Feststellung von Einkiinften (Einkiinfte aus Gewerbebetrieb in
Millionenhohe) It. Betriebspriifung (vgl. im einzelnen TZ1 des Betriebsprifungsberichtes v.
16.12.2005).Dagegen wurde rechtzeitig Berufung (nunmehr Beschwerde) erhoben (vgl. die
spateren Beschwerdeausfiihrungen).

2. Aus dem Gutachten des ehemaligen Amtssachverstandigen v.20.8.2001 zum
Entnahmestichtag 30.04.2001 wird auszugsweise zitiert:

"3.2 Sachwert

(1) Im Sachwertverfahren ist der Wert der Sache durch Zusammenzéhlung des Bodenwertes,
des Bauwertes und des Wertes sonstiger Bestandteile sowie gegebenenfalls des Zubehérs der
Sache zu ermitteln (Sachwert).

(2) Der Bodenwert ist in der Regel als Vergleichswert durch Heranziehung von Kaufpreisen
vergleichbarer unbebauter und unbestockter Liegenschaften zu ermitteln. Wertdnderungen,
die sich 1 demgegeniiber aus der Bebauung oder Bestockung der zu bewertenden Liegenschaft
oder deren Zugehdrigkeit zu einem Liegenschaftsverband ergeben, sind gesondert zu
beriicksichtigen.
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(3) Der Bauwert ist die Summe der Werte der baulichen Anlagen. Bei seiner Ermittlung ist in
der Regel vom Herstellungswert auszugehen und von diesem die technische und
wirtschaftliche Wertminderung abzuziehen. Sonstige Wertdnderungen und sonstige
wertbeeinflussende Umsténde, wie etwa Lage der Liegenschaft, baurechtliche oder andere
offentlich-rechtliche Beschriinkungen sowie erhebliche Abweichungen von den (iblichen
Baukosten sind gesondert zu berticksichtigen.

3.2.1 Bodenwert

(1) Im Vergleichswertverfahren ist der Wert der Sache durch Vergleich mit tatsdchlich erzielten
Kaufpreisen vergleichbarer Sachen zu ermitteln (Vergleichswert). Vergleichbare Sachen sind
solche, die hinsichtlich der den Wert beeinflussenden Umstdnde weitgehend mit der zu
bewertenden Sache libereinstimmen. Abweichende Eigenschaften der Sache und gednderte
Marktverhdltnisse sind nach Mafgabe ihres Einflusses auf den Wert durch Zu- oder Abschldge
zu beriicksichtigen.

(2) Zum Vergleich sind Kaufpreise heranzuziehen, die im redlichen Geschdftsverkehr in
zeitlicher Nédhe zum Bewertungsstichtag in vergleichbaren Gebieten erzielt wurden. Soweit sie
vor oder nach dem Stichtag vereinbart wurden, sind sie entsprechend den Preisschwankungen
im redlichen Geschdftsverkehr des betreffenden Gebietes auf- oder abzuwerten.

(3) Kaufpreise, von denen anzunehmen ist, dass sie durch ungewdéhnliche Verhdltnisse oder
persénliche Umsténde der Vertragsteile beeinflusst wurden, diirfen zum Vergleich nur
herangezogen werden, wenn der Einfluss dieser Verhdltnisse und Umstédnde wertmdflig
erfasst werden kann und die Kaufpreise entsprechend berichtigt werden.

3.2.1.1- Freigrundwert:

In der ndheren Umgebung der Liegenschaft wurde in den letzten Jahren nur eine unbebaute
Grundstiicksflédche verkauft: Mit Kaufvertrag vom 13. 12. 1999 wurden die nordwestlich an
das gegenstdndliche Areal angrenzenden Grundstiicke .638, 94/4 und 94/19 mit einer
Gesamtflidche von 12.440 rn? um einen Preis von S 3.400.000,00 (= ATS 1.393,00/m?)
verdufSert. Hier ist allerdings auf die erschwerte Zufahrtsméglichkeit hinzuweisen. Der letzte
Verkauf eines bebauten Grundstiickes (Abbruchobjekt), der erhoben werden konnte,

betrifft die Liegenschaft Salzburger Strafde 4 (Néihe siidliches Stadttor, also in wesentlich
besserer Lage), welche am 25. 02. 1994 um S 5.763,00/m? verdufSert wurde. Die letzten
Kaufpreise in den Randgebieten von V lagen in den Jahren 1994 und 1998 zwischen S 2.050,00
und S 2.660,00/m? (Krankenhaus und Umfahrung Timelkam). Diese Kaufpreise wurden
allerdings vom Rechnungshof als iiberh6ht angesehen. Ausgehend von den angefiihrten
Preisen wird unter Bedachtnahme auf das iibrige Bodenpreisgefiige von V und die
Zentrumsndhe der orts- und gegendiibliche Freigrundwert der gegenstdindlichen
Liegenschaft mit rund ATS 4.000,00 pro m? begutachtet. Der Gesamtbodenwert
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(Ausgangswert) betrdgt daher fiir die Gesamtfldche von 12.069 m? zu ATS 4.000,00 = ATS
48.276.000 00.

Die Bebauung des gegenstdndlichen Areals ist durch das Vorhandensein des ***, der nicht nur
erhalten bleiben muss, sondern auch nicht verlegt werden darf, mit erheblichen Mehrkosten
verbunden, welche den Wert der Liegenschaft wesentlich vermindern. Die durch den ***
bedingten Mehrkosten belaufen sich bei einer gédnzlichen, das heif$t réiumlich optimalen
Verbauung des Areals auf rund S 28.000.000,00.

Ausgangswert ATS 48.276.000,00
erhéhte Baukosten (laut Beilagen D) ATS 28.029.698 00
Freigrundwert ATS 20.246.302 00

3.2.1.2 Wert des zweckgebundenen (bebauten) Grund und Bodens

Die geringfligig vorhandene Bebauung hat auf den Wert des Gesamtareals keinen
nennenswerten wertmindernden Einfluss. Der Gesamtbodenwert betrédgt ATS 20.246.302,00.

3.2.2 Gebdudewert

3.2.2.1 Herstellungswert

EG + 0G 1.342 m3G S 2.500,00 = ATS 3.355.000 00.
3.2.2.2 Technisch - wirtschaftliche Wertminderung
3.2.2.2.1 Technische Wertminderung (tWm)

Die tWm beriicksichtigt die Bauweise, das Gebdiudealter, den Bau- und Erhaltungszustand und
den Grad der laufenden Abniitzung. Die tWm y wird nach der Linearmethode berechnet, die
bei Gebduden mit einem minder guten oder schlechten Bau- und Erhaltungszustand
angebracht ist

y=q.x Q=100/Gebdudelebensdauer x Gebdudealter
Gebdudealter: rund 40 Jahre; technische Gebdudelebensdauer: 80 Jahre =

tWm: 100/80 x 40 =5%
2.2.2.2 Wirtschaftliche Wertminderung (wWm)

In der gutachtlich mit 25 % angenommenen wWm findet insbesondere die sehr ungiinstige,
dreieckige Grundrissgestaltung Beriicksichtigung.
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Die wirtschaftliche Wertminderung betréigt daher 75 %.

3.2.2.3 Gebdudewert

Herstellungswert ATS 3.355.000,00

t-wWm :-75% -ATS 2.516.250,00
ATS 838.75000

Sachwert

Bodenwert ATS 20.246.302,00

Gebdudewert ATS 838.750 00

Summe ATS 21.085.052,00

3.3. Ertragswert

Im Ertragswertverfahren ist der Wert der Sache durch Kapitalisierung des fiir die Zeit nach
dem Bewertungsstichtag zu erwartenden oder erzielten Reinertrages zum angemessenen
Zinssatz und entsprechend der zu erwartenden Nutzungsdauer der Sache zu ermitteln
(Ertragswert).

Hierbei ist von jenen Ertrdgen auszugehen, die aus der Bewirtschaftung der Sache tatséichlich
erzielt wurden (Rohertrag). Durch Abzug des tatsdchlichen Aufwands fiir Betrieb,
Instandhaltung und Verwaltung der Sache (Bewirtschaftungsaufwand) und der Abschreibung
vom Rohertrag errechnet sich der Reinertrag; die Abschreibung ist nur abzuziehen, soweit sie
nicht bereits bei der Kapitalisierung beriicksichtigt wurde. Bei der Ermittlung des Reinertrages
ist tberdies auf das Ausfallwagnis und auffdllige Liquidationserlése und Liquidationskosten
Bedacht zu nehmen.

Sind die tatsdchlich erzielten Ertréige in Ermangelung von Aufzeichnungen nicht erfassbar oder
weichen sie von den bei ordnungsgemdifSer Bewirtschaftung der Sache erzielbaren Ertréigen
ab, so ist von jenen Ertréigen, die bei ordnungsgemdifSer Bewirtschaftung nachhaltig hétten
erzielt werden kénnen, und dem bei einer solchen Bewirtschaftung entstehenden Aufwand
auszugehen; dafiir kénnen insbesondere Ertrége vergleichbarer Sachen oder allgemein
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anerkannte statistische Daten herangezogen werden. Der Zinssatz zur Ermittlung des
Ertragswertes richtet sich nach der bei Sachen dieser Art liblicherweise erzielbaren
Kapitalverzinsung.

3.3.1 Bodenwert

Wie Punkt 3.2.1:

ATS 20.246.302,00.

3.3.2 Gebdudewert

3.3.2.1 Nachhaltig erzielbarer jéhrlicher Rohertrag (ohne BK und USt)
Tatsdchliche Monatsmiete rund S 5.300,00 x 12 = S 63.600 ,00.
3.3.2.2.2 Ausfallwagnis (Risikoabschlag)

Mit diesem Pauschalabschlag wird eine allféllige Ertragsminderung durch uneinbringliche
Mietriicksténde und/oder voriibergehendes Leerstehen des Mietobjektes berticksichtigt.
Dieser Abschlag wird mit einem Pauschalbetrag von 3 % angenommen: S 1.908,00.

3.3.2.3 Durchschnittliche Gebdudeinstandhaltungskosten

Die jahrlichen Instandhaltungskosten betragen unter Beriicksichtigung der Bauweise, des Bau-
und Erhaltungszustandes und der technischen Restlebensdauer rund 1,2 % des
Herstellungswertes von

ATS 3.355.000,00, das sind ATS 40.260,00.
3.3.2.4 Liegenschaftszinssatz p

Fiir eine Liegenschaft dieser Art (gewerbliche Liegenschaft in "sehr guter / guter" Lage) wird
der Empfehlung des Sachverstindigenverbandes folgend der durchschnittliche
Liegenschaftszinssatz folgender Tabelle entnommen:

LIEGENSCHAFTSART LAGE

hochwertig sehr gut gut mdpig
Wohnliegenschaft 2-4% 2,5-4,5 % 3-5% 3,5-5,5%
Biiroliegenschaft 3,5-55% 4,0-6,00% 4,5-6,5%  5,0-7,0%
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Geschdftsliegenschaft 4,0-6,0% 4,5-6,5% 5,0-7,0% 5,5-7,5%
Einkaufszentrale/Supermarkt 4,5-7,5 % 50-80% 55-85% 6,0-9,0
Gewerblich genutzte

] 55-85% 6,0-90% 6,5-9,5% 7,0-10 %
Liegenschaft
Industrieliegenschaft 5,5-9,5% 6,0-10,0% 6,5-105% 7,0-11 %

Der angemessene Liegenschaftszinssatz wird mit 7 % begutachtet, p = 7.
3.3.2.5 Faktor fiir Erneuerungsriicklage q

Der Faktor fiir die Erneuerungsriicklage q = (1 + p/100) betrdgt 1,07.
3.3.2.6 Wirtschaftliche Restnutzungsdauer (Rentenlaufzeit) n

Hierunter ist jener Zeitraum zu verstehen, in dem ein Gebdude zu den jeweils herrschenden
wirtschaftlichen Bedingungen entsprechend seiner Zweckbestimmung wirtschaftlich noch gut
nutzbar ist. Die wirtschaftliche Restnutzungsdauer eines Gebdudes kann regelmdfSig nur
geschdtzt werden. Es ist eine Erfahrung des tédglichen Lebens, dass technische Lebensdauer
und wirtschaftliche Nutzungsdauer (in der Regel) nicht libereinstimmen. Die technische
Abnutzung ist der materielle Verschleifs des Gebdudes, sein Substanzverzehr. Als
wirtschaftliche Abnutzung wird die Verminderung oder das Aufhéren der
Verwendungsméglichkeit des Gebdudes bezeichnet.

Es diirfte unbestreitbar sein, dass die wirtschaftliche Nutzungsdauer mit jenen Zeitpunkten
enden wird, an welchem das Gebdude den Zustand der technischen (Ende der Lebensdauer)
und / oder wirtschaftlichen (Ende der Nutzungsdauer) Abbruchreife erreicht haben wird.
Dieser Zeitpunkt ist dann erreicht, wenn ein Neubau sinnvoller ist als ein Umbau.

Die wirtschaftliche Restnutzungsdauer wird auf Grund der vorliegenden Umstéinde mit 10
Jahren geschdtzt, n = 10.

3.3.2.7 Liegenschaftsteile

Am Ertrag einer Liegenschaft sind sowohl der Grund und Boden (als immerwdhrend =
nutzbarer Liegenschaftsbestandteil), als auch die Baulichkeit (als durch die wirtschaftliche
Restnutzungsdauer zeitlich beschrénkt nutzbarer Liegenschaftsbestandteil) beteiligt. Daher ist
der Reinertrag der Gesamtliegenschaft in einen Bodenertragsanteil (Verzinsungsbetrag des
Grund und Bodens) und in einen Gebdudeertragsanteil (Verzinsungsbetrag des Gebdudes)
aufzuspalten.
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3.3.2.7.1-Anteil des Grund und Bodens
Der Bodenertragsanteil ist somit der Jahreswert einer ewigen Rente:
Bodenwert x p/100

Fiir die ordnungsgemdf3e Bewirtschaftung des gegenstéindlichen Gebdudebestandes wiirde
mit einer Fléche von 225 m? (Grundstiick 95/3) das Auslangen gefunden werden. Hier werden
die ungiinstige Form und Bebauung allerdings durch einen Abschlag in der Hbéhe von rund 50
% beriicksichtigt, woraus sich ein Bodenwert von S 2.000,00 errechnet.

225m?4 S 2.000,00 = S 450.000,00, davon 7 % = S 31.500,00.
3.3.2.7.2 Anteil des Gebdiudes

Der Gebdudeertragsanteil stellt den Jahreswert einer fiir die Restnutzungsdauer des Gebdudes
jéhrlich nachschlissig zu zahlenden Zeitrente dar. Der auch die Abschreibung enthaltende
Vervielfdltiger zur Berechnung des Rentenbarwertes betrdgt 7,02 (hier ohne
Formeldarstellung)

3.3.2.8 Ermittlung des Gebdudewertes

Nachhaltig erzielbarer jéihrlicher Rohertrag (netto) abziiglich ATS 63.600,00

Ausfallwagnis ATS 1.908,00

Instandhaltungskosten ATS 40.260,00
Gesamtreinertrag ATS  21.432,00
Bodenertragsanteil ATS -31.500,00

-ATS 10.068,00
Gebdudeertragsanteil
=ATS 0,00

Dieses Ergebnis zeigt, dass von den tatsdchlichen bzw. nachhaltig erzielbaren Mieteinnahmen
zwar die laufenden Instandhaltungsarbeiten fiir das Gebdude noch bezahlt werden kénnen,
eine Verzinsung des Bodenwertes aber nicht mehr gegeben ist. Der Gebdudewert betrdigt:

ATS 0,00
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Ertragswert
Bodenwert ATS 20.246.302,00
Gebdudewert ATS 0,00

Summe: ATS 20.246.302,00
In Punkt 3.4. des Gutachtens Verkehrswert wird weiters ausgefiihrt:

»Nach den Erfahrungen des Unterfertigten fiihrt in der Praxis bei Liegenschaften folgendes, in
der Fachliteratur empfohlenes Gewichtungsschema (Gewichtung zu Gunsten des
Ertragswertes) liblicherweise zu einem marktkonformen Ergebnis:

Abweichung Ertragswert = 100 % : Sachwert:

liber 10 % bis 20 liber 20 % bis 30 iiber 30% bis

von 0% bis 10% iiber 40 %
% % 40 %
1,00:1,00 1,75:1,00 2,50:1,00 3,25 bis 1:00 4,00:1,00

Die Abweichung des Ertragswertes von ATS 20.246.302,00 vom Sachwert ATS 21.085.052,00
erfordert eine Gewichtung von 1,00 : 1,00. Der anteilige Verkehrswert des Gebdiudes

errechnet sich wie folgt:
Ertragswert + Sachwert) : 2 = (ATS 20.246.302,00 +ATS 21.085.052,00) : 2
=Summe Verkehrswert ATS 20.665.677, 00

Unter Berlicksichtigung aller wertbestimmenden Faktoren, betréigt der Verkehrswert der
Liegenschaft V E im Hinblick auf die beabsichtigte Bebauung und bei Unterstellung der
finanziellen Lastenfreiheit rund ATS 20.700.000 (Schilling zwanzig Millionen
siebenhunderttausend).” Auf die weiteren Ausfiihrungen im Bewertungsgutachten wird

verwiesen.

Nach Durchfiihrung eines Beschwerdeverfahrens gegen die nach Betriebspriifung erlassenen
"Feststellungsbescheide" wurde mit Entscheidung des UFS zu RV/0773-L/06 festgestellt, dass
damals Nichtbescheide vorlagen und daher die Beschwerden als unzuldssig zuriickgewiesen
.Zwecks Vermeidung von Wiederholungen im Sachverhaltsteil wird darauf sowie auf die
Ausfiihrungen im BFG -Erkenntnis v. 29.09.2016 zu RV/5100174/2014) hingewiesen.

3.Gegen diese Nichtbescheide wurden rechtzeitig Berufungen (nunmehr Beschwerden)
erhoben, und zwar mit folgender Begriindung: "Es wird beantragt, die Feststellungsbescheide

10 von 28



Seite 11 von 28

und die darin enthaltenen Einkiinfte aus Gewerbebetrieb fiir 2001 abzuéindern und ebenfalls
mit den bisher auf Grund der eingereichten Erklérungen festgesetzten Betréigen
auszufertigen.

Zu den Begriindungen wurde ausgefiihrt:

Im Zusammenhang mit den gegenstdndlich bekdmpften Steuerbescheide wurde von der
AufSenpriifung des Finanzamtes V im Wesentlichen ein weit héherer Entnahmewert fiir die
Liegenschaft in 0000 V als bisher erkldrt, angesetzt. Die Auf3enpriifung und das Finanzamt
haben dabei einerseits dem der Erklédrung zugrundeliegenden Gutachten keine Bedeutung
beigemessen, andererseits sind beide davon ausgegangenen, dass sich im Betriebsvermégen
(hinsichtlich der entnommenen Liegenschaft) ein weit aus héheres m2—Ausmapf3 befunden
haben soll, als erklért und zunédichst veranlagt. Die AufSenpriifung hat es unterlassen, ein
Gegengutachten einzuholen, nach welchem sich ein wesentlich niedrigerer m2-Preis fiir die
entnommene Liegenschaft ergeben hdtte, als von der AufSenpriifung selbst angesetzt. Dies
ergibt sich schon allein aus den von der Betriebspriifung selbst aufgelisteten Vergleichspreisen
und unserem Hinweis, dass es sich beim m2—Preis, der letztendlich nach umfangreicher
Erfiillung von Auflagen durch die Firma Z bezahlt wurde, um einen aufSerordentlichen
Liebhaberpreis handelt. Die Tatsache, dass die entnommene Liegenschaft vom Ausmafs her,
wesentlich geringer als von der AufSenpriifung angesetzt, war, ergibt sich aus einem
Vorgutachten, das im Zusammenhang mit der Verlassenschaftsabhandlung nach dem
verstorbenen Herrn L vorgelegt wurden und aus noch dlteren Unterlagen. Diese Unterlagen
wurden seitens der AufSenpriifung nicht oder zumindest nicht ausreichend beurteilt. Es
erfolgte keine Einvernahme des Gutachters und wurde insbesondere unser Hinweis, dass
jahrelang Grundsteuern sehr wohl aus dem privaten Bereich bezahlt wurden und
unberiicksichtigt gelassen. Die Behérde hat somit gegen Grundsdtze des Verfahrensrechtes,
ndmlich der amtswegigen Ermittlungspflicht auch zugunsten des Steuerpflichtigen verstofSen,
und einen erheblichen Verfahrensmangel gesetzt. Dariiber hinaus hat sich die Behérde zwar in
der Besprechung vom 13.12.2005 mit unserem Schriftsatz vom 12.12.2005 befasst, diesen
auch zusdtzlich im Rahmen der Sachverhaltsfeststellungen und Bescheidbegriindungen
verwendet, ohne dass sie mich vorher zu einer GegendufSerung und damit Wahrung des
Parteiengehdrs eingeladen hditte. Auch damit wurden Verfahrensvorschriften verletzt. Die
Nichtanerkennung von Betriebsausgaben in Form von AfA Betréigen und Restbuchwerten auch
mit dem Hinweis, dass entsprechende Belege nicht vorgelegt wurden ,entbehrt nicht nur der
Sachlichkeit, sondern auch dem Grundsatz, dass formell richtige Jahresabschliisse

und Steuererkldrungen ihre materielle Richtigkeit in sich tragen, insbesondere dann, wenn auf
Grund von abgelaufenen Aufbewahrungsfristen auf Urbelege nicht zurlickgegriffen werden
kann bzw. seitens des Steuerpflichtigen nicht mehr zuriickgegriffen werden braucht. Dariiber
hinaus ist die Aberkennung in diesem Fall auch ein Verstofs gegen das Vertrauen auf die
bisherige Vorgangsweise der Veranlagungsreferate. Ergénzend zu den Berufungen wird
beantragt, eine Frist zum Vorbringen weiterer Berufungsbegriindungen bis zum 31.03.2006
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einzurdumen, da es mir erst jetzt mdglich ist, Riickschliisse der AufSsenpriifung auf Grund
meiner Eingabe vom 12.12.2005, die in dem Bericht verarbeitet wurden, wahrzunehmen und
diesen meine Auffassungen entgegen zu setzen. Die Fristverldngerung wird auch deswegen
begehrt, weil dadurch die miindliche Berufungsverhandlung meines Erachtens eine bessere
Vorbereitung erféhrt.

4. Mit Schriftsatz der steuerlichen Vertretung v. 22. Juni 2006 wurden die Berufungen vom
09.02.2006 wie folgt ergdnzt:

1) Tz. 1 Fldchenausmaf und Verkehrswert des Betriebsvermégens

Im Laufe der durchgefiihrten AufSenpriifung wurde dem Finanzamt ein Ergéinzungsgutachten
der Herren Regierungsrat | und Ing. J vom Mérz 1986 vorgelegt. In diesem stellen die
Gutachter fest, dass bezogen auf die gesamte Liegenschaft im AusmafS von 12.243 m2 eine
Fléche von 5.619 m2 dem Privatvermdgen zugeordnet ist und somit sich Betriebsvermdgen
eine Grundflidche von 6.624 m2 befindet. Das diesem Ergéinzungsgutachten zugrunde liegende
Hauptgutachten konnte nunmehr ausgehoben werden und wird gegenstdndlichem
Ergénzungsschreiben beigelegt. In der Folge wird das Berufungsbegehren dahin gehend
modifiziert, dass der Entnahme vom 30.04.2001 ein Betriebsvermdgen im Ausmafs von 6.624
m2 zugrunde zu legen ist und die bisher vorgenommene Kiirzung des Buchwertes zu entfallen
hat. Zu den von den Priifungsorganen errechneten betrieblichen und privaten Fldchen wird
repliziert, dass sdmtliche diese umfangreichen Berechnungen schon alleine deshalb nicht zum
Ziel fiihren und einer gleichmdfSigen Besteuerung zugrunde gelegt werden kénnen, weil mit
Notariatsakt 14.09.1962 von Frau G, der Mutter des Herrn L, an diesen Grundstiicke
unentgeltlich libertragen wurden; eine bilanzielle Erfassung daher nicht aus historischen
Kaufvertrédgen und deren Kaufpreisen abgeleitet werden kénnen . Daneben berlicksichtigen
die Ausflihrungen und Berechnungen der Priifungsorgane in keiner Weise die

verschiedenen Umgriindungen — noch der Firmen des Herrn L - unter Anwendung des
ehemaligen Umgriindungssteuergesetzes. Es ist nicht nachzuvollziehen, warum seitens der
Finanzverwaltung Thesen und Hypothesen aufgestellt werden, wenn aus einem Gutachten
zweier Sachverstdndiger, von denen einer sogar flir die Finanzverwaltung tdtig war, sich die
Aufteilung in Privat- und Betriebsvermdgen zweifelsfrei ergibt und diese Gutachten auch
amtlichen Verfahren, wie dem Verlassenschaftsverfahren einschliefSlich
pflegschaftsbehordlicher Begutachtung und auch Abgabenverfahren mit dem der Bemessung
von Geblihren durch das ehemalige Finanzamt fiir Gebiihren und Verkehrssteuern Linz,
zugrunde gelegt wurden. Véllig unverstdndlich ist, dass die Auf8enpriifung wéhrend ihrer
Arbeiten nachgefragt hat, ob bei der laufenden Ergebnisermittlung — sei es bei den
Einkiinften aus Gewerbebetrieb, sei es bei den Einkiinften aus Vermietung und Verpachtung
auch Teile der - von der Stadtgemeinde V vorgeschriebenen, laufenden Grundsteuern - weder
als Betriebsausgaben noch als Werbungskosten gebucht wurden und nach Beantwortung
dieser Fragen durch die Steuerpflichtigen und Vorlage der Belege, wonach Grundsteuern auf
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den Privatkonten belastet wurden, dennoch diesem Umstand keine Bedeutung bei der
Trennung in Privatvermégen und Betriebsvermégen beigemessen, ja nicht einmal mehr auf
diesen Sachverhalt eingegangen wurde. Schon im Kalenderjahr 1995 hat Herr Dipl. Bwt. MA
gemeinsam mit seinem Steuerberater, Herrn Wirtschaftstreuhdnder Dr. N beim damaligen
Vorstand des Finanzamtes V Herrn Hofrat Mag. O persénlich vorgesprochen. Bei diesem
Termin war die mégliche Entnahme der Betriebsliegenschaft, 0000 Viécklabruck, E,in das
Privatvermégen, Gesprdchsthema und hat Herr Hofrat Mag. O den Gespréichspartnern
nahegelegt, zur Wertermittlung im Zusammenhang mit der steuerlichen Erfassung abermals
Herrn Regierungsrat | mit der Schéitzung der Liegenschaft zu beauftragen, weil dieser die
Liegenschaft selbst, Umstdnde der Zuordnung nach diversen Firmenumgriindungen vor und
nach dem Tod des L bereits kennt und begutachtet hat und somit umfassende Kenntnis fiir die
gutachterliche Aufteilung und Wertermittlung besitzt und damit eine von der
Finanzverwaltung in Aussicht gestellte Akzeptanz bestmdglich erreicht wird. Da sich
zwischenzeitlich insbesondere auch wegen des grofen Interesses der Stadtgemeinde V die
Modglichkeit ergab, ein innerstddtische Einkaufszentrum auf der gegenstdiindlichen
Betriebsliegenschaft zu errichten, wurden von Herrn Dipl. Bwt. MA die bereits eingeleiteten
Planungen und Vermietungsmdglichkeiten bis in das Jahr 2000 fortgesetzt. In der zweiten
Hdlfte des Jahres 2000 zeichnete sich ab, dass Herr Dipl. Bwt.MA weder alleine noch mit
namhaften Mietern das Projekt verwirklichen kann. Aus diesem Grund ist der Entschluss der
Entnahme in das Privatvermdgen und die Aufnahme von Gespréichen mit méglichen anderen
Investoren gefasst worden. Zu Beginn des Jahres 2001 wurde unter Bedachtnahme der
seinerzeitigen Empfehlung des Vorstandes des Finanzamt V Herr Regierungsrat | mit der
Abfassung eines Schdtzungsgutachten zur Ermittlung des Verkehrswertes fiir die Liegenschaft,
insbesondere jener Teilfldichen, die aus dem Betriebsvermégen in das Privatvermégen
tibergefiihrt wurden, beauftragt. Es ergibt sich somit der Antrag nach Anerkennung eines
Entnahmewertes in Héhe von ATS 12.585.600,00. Festgestellt wird, dass die AufSenpriifung
sich bei der Bewertung des Grundstiickes auf den im Kaufvertrag vom 13.07.2001 mit der
Firma Z KG sich ergebenden m?Preis von ATS 4.500,00 stiitzt, wobei dieser Vertrag erst nach
Erfiillung einiger Auflagen und Bedingungen Rechtswirksamkeit am 01.07.2002 erlangt hat.
Die Organe der AufSenpriifung haben sich weder mit dem Gutachten des Sachverstéindigen
Herrn Regierungsrat | auseinander gesetzt, noch bei der Feststellung des Entnahmewertes auf
selbst eingeholte Vergleichspreise Bedacht genommen und auch nicht den Kaufvertrag
zwischen der Firma Industriale Aktiengesellschaft fiir Handel und Bauwesen und der SPE
Immobilien—Invest-GmbH vom 23.11.1999 bzw. 13.12.1999 beriicksichtigt, aus dem sich
unmittelbar fiir benachbarte Grundstiicks eine vergleichbarer m?—Preis in Héhe v. ATS
1.393,44 ergibt. Die Vorgangsweise der AufSenpriifung scheint ausschlieflich auf
steuerbelastende Sachverhaltselemente fixiert, indem sie fast alle anderen
Sachverhaltsmomente teilweise zwar erhebt, aber sodann ignoriert, weil sie dem offensichtlich
angestrebten steuerlichen Mehrergebnis zuwider laufen. Die in den schriftlichen Unterlagen
anldsslich der abschliefSenden Besprechung von der AufSenpriifung festgehaltenen Aussagen
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(Hinweis auf Seite 9), wonach ,in Anlehnung an den zeitnah tatsdichlich erzielten Verkaufspreis
pro m2 der Entnahmewert gemdfs § 184 BAO mit ATS 4.500,00” geschditzt wird,
beriicksichtigen in keiner Weise, das im Zusammenhang mit der Zuldssigkeit einer Schétzung
von der Abgabenbehérde anzuwendende Vorgehen. Das Schétzungsergebnis sprengt den der
Finanzbehérde eingerdumten Ermessensspielraum und ist nicht geeignet, den tatséichlichen
Besteuerungsgrundlagen nur annédhernd néher zukommen; ein Grundsatz, der bei jeder
durchgefiihrten Schdtzung zu berlicksichtigen ist. In diesem Sinne ist auch zu bemdéngeln,
warum die von der AufSenpriifung selbst ermittelten, weiteren Vergleichpreise (z.B. auf dem
Schéndorfer Plateau) keine Beriicksichtigung fanden, zumal diese Anlass geben, sich kritisch
mit dem Vorliegen eines etwaigen Liebhaberpreises auseinander zusetzten, der wiederum
nicht geeignet ist, einen nach allen Richtungen hin vertretbaren Verkehrswert zu begriinden.”

5.Demgegeniiber stehen die Ausfiihrungen in der Stellungnahme der Betriebsprifung
v.17.07.2006 betreffend K B* & Co KG zur St.Nr.: 000/0000 — 23, ABP- 000/00. Auf diese wird

verwiesen.

6. Nach der verfahrensrechtlichen Korrektur (Mangel in der ,,Bescheidproduktion”) wurden
am 19.12.2011 neue Feststellungsbescheide mit unverdandert gebliebenen Einkiinften aus
Gewerbebetrieb erlassen.

7.Dagegen richtet sich die am 26.November 2013 an den damaligen UFS (nunmehr
Bundesfinanzgericht) vorgelegten Beschwerde v. 27.12.2011 gegen den korrigierten
Feststellungsbescheid 2001 v.19.12.2011 (beschwerderelevant ist hier nur mehr der
Sachbescheid 2001 v.19.12.2011).

,,Die Berufungen richten sich einerseits (vorsorglich) gegen die bescheidmdflig festgesetzte
Wiederaufnahme fiir das Veranlagungsjahr 2001 und gegen die festgestellten Einkiinfte aus
Gewerbebetrieb fiir das Veranlagungsjahr 2001 (Anmerkung des Gerichtes: Diese decken sich
mit den ehemaligen Begriindungen, weshalb auf eine Darstellung zwecks Vermeidung von
Wiederholungen seitens des Gerichtes verzichtet wird).

8. Die gegenstandliche Beschwerde wurde am 20.11.2013 dem ehemaligen UFS (nunmehr
Bundesfinanzgericht) zur Entscheidung vorgelegt.

9. Mit Schriftsatz v. 21.05.2014 wurde von der steuerlichen Vertretung ein
Einigungsvorschlag (ibermittelt

»A) Bf

Unter nochmaligem Hinweis auf die Entwicklung des Verfahrensstandes und den bisher im
Kalenderjahr 2014 mit dem Bundesfinanzgericht durchgefiihrten Schriftverkehr bekdmpft die
Beschwerdefiihrerin nach wie vor, dass nach Feststellung des UFS, dass der
Feststellungsbescheid 2001 vom 22.12.2005 mangels Bescheidqualitéit keine Rechtswirkung
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erzeugen konnte, im Einkommensteuerbescheid 2001 vom 24 . 08 .2011 (des Herrn Dipl. BWT.
MA\) die Einkunftstangente aus dem wiederauflebenden Feststellungbescheid 2001 vom
11.12.2002 (Anmerkung des Gerichtes :Erstbescheid 2001) unberiicksichtigt geblieben ist .

Zum Verfahrensablauf

Die Erlassung des Wiederaufnahmebescheides vom 19 .12 .2011 hinsichtlich der Feststellung
der gemeinschaftlichen Einkiinfte 2001 erscheint willkiirlich, eventuell nur darauf
abzielend,eine nachtrdgliche, jedoch rechtswidrige Grundlage fiir den
Einkommensteuerbescheid 2001 vom 24.08.2011 zu schaffen. Das Finanzamt V hat bis heute
nach wie vor keine ausrechende Begriindungen zum Wiederaufnahmebescheid abgegeben.
Bisher weist die amtswegige Wiederaufnahme in ihrer Begriindung auf den Bericht im
Zusammenhang mit der durchgefiihrten Aufsenpriifung hin.

Offen bleiben auch die Fragen,

a) warum die Wiederaufnahme erst 44 Monate nach der Feststellung des UFS, dass es sich
beim Verwaltungsakt vom 22.12 .2005 um keinen Bescheid gehandelt hat und

b) warum zwischen der Einbringung der (vormals) Berufungen vom 27. 12.2011 gegen den
Wiederaufnahmebescheid und den Feststellungsbescheid je 2001 weitere 20 Monate
verstrichen sind, bis ein Médngelbehebungsauftrag (Anmerkung des Gerichtes: Durch BFG -
Erkenntnis v. 29.09.2016 zu RV/5100074/2014 ist diese Frage rechtskrdftig entschieden)
zugestellt worden ist. Das bedeutet ohne zusdtzliche Aufzéihlung der rechtlichen Mdngel und
Konsequenzen ,eine unzumutbare Verfahrensverschleppung von iiber fiinfzehn Jahren durch
das zusténdige Finanzamt A.

Persénliche Einstellung der Beschwerdefiihrerin

Die Beschwerdefiihrerin stellt fiir sich klar, dass sie stets sachliche Einwendungen hinsichtlich
des Entnahmewertes im Zusammenhang mit der Beendigung der Bf und beziiglich der zum
Stichtag 30.04.2001 im Betriebsvermégen befindlichen Grundfldche vorbringen wollte und will
(Hinweis auf die Berufung vom 09.02.2006 und weitere Ergéinzungen) Wenn das Finanzamt V
seine Ansicht, dass es im abgeleiteten Einkommensteuerbescheid 2001 vom 24.08.2011 wegen
eingetretener Verjdhrung nicht mehr méglich ist, die Tangente Einkiinfte aus Gewerbebetrieb
*** zu berlicksichtigen , und in weiterer Folge dies auch das Bundesfinanzgericht vertritt
(Anmerkung des Gerichtes:Diesbeziiglich ist eine andere Gerichtsabteilung zustdndig), werden
die anhdngigen Verfahren weiter zu fiihren sein , um den Weg zum Verwaltungsgerichtshof
offen zu halten .Ergibt sich fiir die Beschwerdefiihrerin die Konsequenz, dass der
Einkommensteuerbescheid 2001 hinsichtlich der Tangente *** jene Einkiinfte aus
Gewerbebetrieb aufzunehmen hat, die im Feststellungsbescheid vom 11.12.2002 enthalten
sind, entfdllt damit die enorme Einkommensteuerbelastung aus dem Jahr 2001 fiir Herrn Dipl.

15 von 28



Seite 16 von 28

Bwt. MA . Deswegen besteht das Interesse der Beschwerdefiihrerin, die Wiederaufnahme vom
19.12 .2011 als unzuléssig festgestellt zu erhalten. Infolge dieser wiirde auch der
Feststellungsbescheid 2001 vom 19.12.2011 unzuléissig sein. Wenn auch das
Bundesfinanzgericht feststellt, dass gegebenenfalls nach Ubergabe einer zusdtzlichen
Begriindung zum Wiederaufnahmebescheid 2001 die Wiederaufnahme (nach 44 plus 20
Monaten Untdtigkeit) méglich war, dann wird die Berufung gegen den
Wiederaufnahmebescheid vom 19.12.2011 und auch die Berufung gegen den
Zurtlickweisungsbescheid vom 06.12.2013 zuriickgenommen werden. Gleichzeitig wird
erwartet, dass eine dann zu erledigende Sachentscheidung das Feststellungsverfahren 2001
betreffend, in die, durch das Bundesfinanzgericht hinsichtlich der Beschwerde gegen den
Einkommensteuerbescheid 2001 zu erlassenden Beschwerdeentscheidung Eingang
(Anmerkung des Richters: andere Gerichtsabteilung) finde.

Sachliche Ausfiihrungen
a) Fldchenermittlung

Zundchst wird diesbeziiglich auf den umfangreichen Steuerakt im Zusammenhang mit der
Aufenpriifung zum Punkt Entnahme Betriebsliegenschaft zum Stichtag 30.04.2001
hingewiesen und festgestellt, dass im Entnahmezeitpunkt in der Gesellschaft lediglich ein
notwendiges Betriebsvermdgen im AusmafS von 6.624 m 2 enthalten war. Nachfolgend wird
die Antwort der Beschwerdefiihrerin zu den Sachverhaltsfeststellungen von Frau B P im
Telefax vom 17.08.2005 angefiigt:

Es wird die Ansicht vertreten, dass die Auflistung der historischen Grundstiickszugdnge und die
Erfassung in den Anlageverzeichnissen der Firmen den tatsdchlichen Bestand der
Grundstiicksfléchen im Betriebsvermégen zum Entnahmestichtag nicht widerspiegeln kénnen.
Wie bereits erwdhnt, ist alleine schon der Umgriindungsvorgang im Kalenderjahr 1981 unter
Anwendung des damaligen Strukturverbesserungsgesetzes und der Erbanfall nach dem am
15.08.1985 verstorbenen L zwangsldufig geeignet, eine in weitem Umfang andere Darstellung
der im Betriebsvermégen und Privatvermdgen befindlichen Grundstiicke zu erzeugen.
Unabhdéingig von der bilanziellen Darstellung, die offensichtlich im Zusammenhang mit der
Einbringung im Jahr 1981 und dem Verlassenschaftsverfahren im Jahr 1985 nicht konform
geht, ist der niitzliche und sichere Anhaltspunkt fiir die Aufteilung der Liegenschaften das
Ergénzungsgutachten (Anlage 3) der Herren Reg. Rat | und Ing. J vom 05. Mdrz 1986
(Anmerkung des Gerichtes: gemeint jenes v.09.04.1986) . Dieses Gutachten (Seite 1 bis 6)
wurde von Herrn Notar ** als Verlassenschaftskommissér an die genannten Herren in Auftrag
gegeben. Zweck dieses Ergdnzungsgutachtens ist ,die Aufteilung der geschdétzten
Verkehrswerte nach obigen Gesichtspunkten. Diese Aufteilung ist fiir die Erstellung der Bilanz
zum 19.07.1985 erforderlich. " (Hinweis auf Punkt 1.1. des Gutachtens). Es sei an dieser Stelle
vermerkt, dass sich aus dem Gutachten auch der Gebiihrenbescheid nach dem Ableben des
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Herrn L ableitet. Aufgrund des Uberganges des Vermdgens des Herrn L zu Buchwerten im
Zusammenhang mit dem Verlassenschaftsverfahren nach seinem Ableben kann nur davon
ausgegangen werden, dass auch ab dem Todestag und damit zundchst flir die gemeinsamen
Erben, Frau X, Herr Dipl Bwt MA und Frau U die selbe Aufteilung der Liegenschaften
hinsichtlich Privatvermégen und Betriebsvermdgen gegeben war und ist, wie dies im
Gutachten ausgefiihrt ist. Im Gutachten wird fiir die E der im Privatvermégen befindliche Teil
mit 5.619 m? angesetzt Die Gesamtfliche der einzelnen Grundstiicke der E betrégt 12.243 m?,
Die Gesamtfldchen stimmen im Wesentlichen bis auf 2 m? mit der Auflistung durch die
Betriebspriifung liberein. Ferner ist festzustellen, dass nach dem Ableben des Herrn L von
seinen Erben bzw. von der damaligen KG keinerlei Grundstiickserwerbe mehr angefallen sind,
dass also vom Zeitpunkt des Ablebens des Herrn L bis zum Entnahmestichtag sich keine
Veréinderungen oder Verschiebungen hinsichtlich der Grundstiicksfléichen ergeben haben.
Dieser Sachverhalt bedingt andererseits, dass bezogen auf die Gesamtfldche von 12.243 m?im
Entnahmezeitpunkt nicht 7.482 m? in den privaten Bereich iibergefiihrt wurden, sondern
lediglich 6.624 m?. Dies muss im Falle eines (zuldssigen) Wiederaufnahmeverfahrens zur
Reduktion des anteilig angesetzten Entnahmewertes fiihren.

b) Wertermittlung

Die Bf als Beschwerdefiihrerin hat ein Gutachten des Herrn Reg. Rat |, vormals auch
Bundesbediensteter, zur Wertermittlung vorgelegt. Da Herr | bereits im Zusammenhang mit
Umgriindungsmafsnahmen in den friihen 80er Jahren gutachterlich téitig war, seine Arbeiten
auch finanzamtliche Anerkennung gefunden haben, weiter auch anlésslich des Ablebens des
Herrn L 1985 fiir das Verlassenschaftsverfahren und deren steuerlicher und ohne
Beanstandungen gepriifter Konsequenzen tdtig war, wird von der Beschwerdefiihrerin daran
festgehalten, dass die fachliche Kompetenz des Gutachters fiir die Wertermittlung vorgelegen
ist. Der damalige Ansatz von EUR 138,08 (ATS 1.900,00) je m 2 im Vorgutachten v.05.03.1986
entsprach dem objektiven Wert. Hinsichtlich der Wertermittlung einen Konnex sodann spdter
aus dem Privatvermégen an die Firma Z" verkauften Grundfléichen herzustellen, ist nicht
zuldssig. Die Wirksamkeit des mit der Firma Z" abgeschlossenen Kaufvertrages stand unter
mehreren aufschiebenden Bedingungen, welche erst viele Monate spditer erfiillt wurden.
Wenn die Wirksamkeit eines Vertrages von der Erfiillung von Bedingungen abhdingt, ist es
unzuléssig , aus diesem Konsequenzen im Zusammenhang mit der Notwendigkeit der
objektiven Wertermittlung (Bewertung eines Grundstiickes, welches zu einem Zeitpunkt
entnommen worden, in dem der Kaufvertrag noch keine Wirksamkeit erzeugt hat)
herzustellen. Dies gilt nicht nur allgemein, sondern sogar verstdrkt, wenn der
Bedingungseintritt von der Entscheidung einer Behérde abhdngig ist, die nicht am Vertrag
beteiligt war).Um auch hinsichtlich dieser Beschwerde und dies fiir den Fall , dass der
Wiederaufnahmebescheid und der Feststellungbescheid von 2001 vom 19.12.2011 hinsichtlich
des abgeleiteten Einkommensteuerbescheides Rechtswirkungen erzeugen kann, wird
mitgeteilt, dass eine Einigung auf Basis von alternativ
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ba)

7. 482 m 2 zu einem unter Beriicksichtigung der eingeschriinkten Bebaubarkeit wegen des
Durchflusses des *** — Quadratmeterpreis von ATS 3.000, 00 (EUR 218,00);

oder
bb)

5.619 m? und einem — unter Berticksichtigung der eingeschrdnkten Bebaubarkeit wegen des
Durchflusses des *** — Quadratmeterpreis von ATS 4.000,00 (EUR 290,00-Anmerkung des
Gerichtes: Durch die Umrechnung von ATS in € ergibt sich ein Betrag v. 290,69) durch die
Finanzverwaltung bzw. das Finanzgericht Anerkennung finde.”

10. Im Zuge des Verfahrens wurde am 03.06.2014 unter Einbindung der Parteien ein
Erorterungstermin abgehalten. Ziel dieser Erérterung war die Einigung in der
gegenstandlichen Beschwerdesache (vgl. Erorterungsprotokoll v.03.06.2014). Auf die
Stellungnahme der Betriebsprifung v. 17.07.2006 wurde verwiesen. Das Finanzamt wurde
eingeladen, bis Ende Juni 2014 zum Vorschlag der steuerlichen Vertretung noch eine
Stellungnahme abzugeben. Es wurde im Verfahren von der Betriebspriifung aber keine
gesonderte Stellungnahme mehr abgegeben.

11.Mit Fristsetzungsantrag v. 15.07.2016 urgierte der Bf. den vorgelegten Beschwerdefall.
Der Bf. wurde darauf hingewiesen, dass der dem materiell-rechtlichen Teil vorgelagerte
verfahrensrechtliche Teil des Beschwerdeverfahrens — wie der steuerlichen Vertretung schon
im Mai 2014 auch mitgeteilt wurde - zunachst entschieden werden mdsse.

12. Mit BFG-Erkenntnis v. 29.09.2016 zu RV/5101074/2014 wurde das Beschwerdeverfahren
betreffend Mangelbehebung hinsichtlich Wiederaufnahme des Verfahrens fir das Jahr 2001
entschieden (Abweisung des Beschwerdebegehrens /Rechtskraft).

13. Durch die am 27.12.2016 vorgenommene Einschrankung des Beschwerdebegehrens
(Anerkennung von Tz 2 K Neubau-Aktivierung,Tz 3 Baulichkeiten in Bau , Tz 4 Wertpapiere
(Entnahme) ,Tz 5 Waschstrasse (notwendiges Betriebsvermoégen, Grund und Boden,
Entnahmewert 425 m?) sowie die Zurticknahme der Antrage auf mindliche Verhandlung vor
dem Senat ist der Beschwerdefall vom nach der Geschaftsverteilung zustandigen Richter zu
entscheiden.

14. Vom VWGH wurde dem BFG eine Frist bis Mitte Janner 2017 gesetzt. Mit Schreiben v.
21.12.2016 wurde um einmalige Fristerstreckung ersucht, welche mit verfahrensleitender
Anordnung des VWGH v. 21.12.2016 gewahrt wurde (neuer Termin: Ende Marz 2017).
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15. Der Fristsetzungsantrag v. 15.07.2016 wurde allerdings mit Schriftsatz v. 27.12.2016
ebenfalls von der steuerlichen Vertretung zuriickgenommen. Diesbeziiglich wird der am
27.12.2016 zuriickgenommene Fristsetzungsantrag noch zur beschlussmaRigen Einstellung
dem Hochstgericht vorgelegt.

Uber die Beschwerde wurde vom Bundesfinanzgericht erwogen:

A) Einleitung

GemalR § 323 Abs. 38 BAO sind die am 31. Dezember 2013 beim Unabhangigen Finanzsenat
als Abgabenbehorde zweiter Instanz anhangigen Berufungen vom Bundesfinanzgericht als
Beschwerden im Sinne des Art. 130 Abs. 1 B-VG zu erledigen. Die Vorlage gegenstandlicher
Beschwerde an den ehemaligen UFS erfolgte am 20.11.2013.

Die zeitlichen Verzogerungen im gegenstandlichen Beschwerdefall (bezogen auf das
Veranlagungsjahr Jahr 2001) ergaben sich durch die Feststellung der ehemaligen
Rechtsmittelbeho6rde v.29.01.2008 zu RV/0773-L/06 von nach einer Betriebsprifung
erlassenen , Feststellungsbescheiden” als Nichtbescheide sowie den erst am 19.12.2011
erlassenen neuen Feststellungsbescheiden (so auch hinsichtlich einheitlicher u. gesonderter
Feststellung fiir das Jahr 2001).

Diese zeitlichen Abldufe waren auch der Grund fiir einen Fristsetzungsantrag zu FR
5100006/2016, der allerdings von der steuerlichen Vertretung mit Schriftsatz v. 27.12.2016
zurliickgenommen wurde und vom Hochstgericht noch beschlussmalig eingestellt werden
wird.

Auf die Beschwerdeeinschrankung v.27.12.2016 (iber Anregung des BFG v.05.12.2016 wird in
diesem Zusammenhang hingewiesen. Daher war nurmehr die TZ 1des
Betriebsprifungsberichtes v.16.12.2005 (Entnahmewert und m 2- AusmaR der Liegenschaft E )
strittig. Bei allen anderen Feststellungen bleibt es beim Ansatz der Betriebsprifung.

B) Rechtslage :

GemalR § 188 Abs. 1 BAO (in der im Streitzeitraum geltenden Fassung) werden Einkiinfte (der
Gewinn oder der Uberschuss der Einnahmen tiber die Werbungskosten) a.)..., b.)..., c.)
Gewerbebetrieb ...festgestellt, wenn an den Einklinften derselben Einkunftsart mehrere
Personen beteiligt sind.

Gemal § 191 Abs. 1 lit ¢ BAO ergeht der Feststellungsbescheid in den Fallen des § 188:
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e an die Personenvereinigung (Personengemeinschaft) ohne eigene
Rechtspersonlichkeit, deren Gesellschaftern (Mitgliedern) gemeinschaftliche
Einklinfte zugeflossen sind;

Abs. 2:

Ist eine Personenvereinigung (Personengemeinschaft) ohne eigene
Rechtspersonlichkeit in dem Zeitpunkt, in dem der Feststellungsbescheid ergehen
soll, bereits beendigt, so hat der Bescheid an diejenigen zu ergehen, die in den Fallen
des Abs. 1 lit a am Gegenstand der Feststellung beteiligt waren oder denen in den
Fallen des Abs. 1 lit c gemeinschaftliche Einkiinfte zugeflossen sind.

Die Einklinfte aus Gewerbebetrieb wurden einheitlich und gesondert - wie im Spruch
dieses Erkenntnisses ausgefiihrt - festgestellt.

Teilwert

Eine Entnahme von Wirtschaftsgiitern liegt vor, wenn diese aus dem Betriebsvermogen in
das Privatvermogen lberfiihrt bzw. betriebsfremden Zwecken zugefihrt wird.

Entnahmen sind nach § 6 Z 4 EStG 1988 mit dem Teilwert im Zeitpunkt der Entnahme
anzusetzen ( VWGH 23.9.2005, 2002/15/0001), damit werden die stillen Reserven aus der
Betriebszugehorigkeit erfasst.

Gemadl § 6 Z 1 EStG 1988 ist der Teilwert der Betrag, den der Erwerber des ganzen Betriebes
im Rahmen des Gesamtkaufpreises fiir das einzelne Wirtschaftsgut ansetzen wiirde; dabei ist
davon auszugehen, dass der Erwerber den Betrieb fortfiihrt.

Der Teilwert ist ein objektiver Wert, bei dem subjektive Umstande unmaligeblich sind
(VWGH 28.4.1994, 93/16/0186; VWGH 9.9.2004, 2001/15/0073). Er beruht auf der
allgemeinen Verkehrsauffassung (VWGH 18.3.1970, 1835/68; VWGH 25.1.1989, 88/13/0073),
wie sie in der Marktlage am Stichtag ihren Ausdruck findet. Bei Grundstiicken besteht im
Ergebnis regelmaRBig kein Unterschied zum gemeinen Wert (Verkehrswert), weshalb bei der
Ermittlung des Teilwertes die fiir die Ermittlung des gemeinen Wertes (Verkehrswert) in der
Judikatur erarbeiteten Kriterien heranzuziehen sind.

Erfolgt die Bewertung der Entnahme von Grundstlicken mit dem Teilwert, ist dieser im
Schatzungswege nach anerkannten Bewertungsmethoden zu ermitteln. Der Teilwert muss
regelmaRig im Schitzungswege ermittelt werden (VwWGH 06.05.1994, 91/13/0211 unter
Hinweis auf Hofstatter-Reichel, Die Einkommensteuer, Kommentar, TZ 28 zu § 6 EStG 1988
allgemein). Diese Schatzung kann nach den im Liegenschaftsbewertungsgesetz geregelten
Verfahren erfolgen (vgl. Prodinger/Kronreif, Inmobilienbewertung im Steuerrecht, S 65 ff
sowie z.B. VWGH 10.08.2005, 2002/13/0132, wonach die im Liegenschaftsbewertungsgesetz
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festgeschriebenen Bewertungsregeln fiir die steuerrechtliche Bewertung einer bebauten
Liegenschaft "als brauchbar anzusehen" sind). Wenn es zur vollstandigen Beriicksichtigung
aller den Wert einer Liegenschaft bestimmenden Umstéande erforderlich ist, sind fir die
Bewertung mehrere Wertermittlungsverfahren anzuwenden (VwWGH 24.10.2000, 99/17/0170;
ebenso VWGH 20.10.1992, 89/14/0089, wonach der Verkehrswert einer Liegenschaft aus dem
Durchschnittswert von Ertrags- und Substanzwert zu ermitteln ist).

Der Sachwert einer Liegenschaft umfasst den Bodenwert, den Wert der baulichen Anlagen
und der sonstigen Anlagen (z.B. Ross-Brachmann, Ermittlung des Verkehrswertes von
Grundstlicken und des Wertes baulicher Anlagen, 29. Auflage, S. 800). Der Ertragswert setzt
sich beim "klassischen Ertragswertverfahren" aus der Ertragswertkomponente, die aus Grund
und Boden stammt und der Ertragswertkomponente, die aus den Gebauden (baulichen
Anlagen) stammt, zusammen. Fir die Ermittlung des Bodenwertes wird das
Vergleichswertverfahren herangezogen (Kranewitter, Liegenschaftsbewertung, 5. Auflage, S
17). Ein vorgelegtes Gutachten unterliegt der freien Beweiswirdigung.

C) Bewertungsgutachten zum Entnahmestichtag 30.04.2001
Allgemeines zur Bewertungsmethode

Die Bewertung der Entnahme von Liegenschaften hat mit dem im Schatzungswege nach
anerkannten Bewertungsmethoden zu ermittelnden Teilwert zu erfolgen (Wiesner/Grabner/
Wanke, EStG, § 6 Anm. 42). Welche Schatzungsmethode dabei die Behorde wahlt, steht ihr
frei, sofern die Wahl der Methode und die Durchfiihrung der Schatzung mit den
Denkgesetzen tUbereinstimmt ( VWGH 25.9.1997, 96/16/0134; Zorn/Petritz in
Hofstatter/Reichel, EStG 1988, § 6 Z 4 EStG, Rz 31).

Bei der Berechnung des Verkehrswertes von bebauten Grundstiicken gehort es zu den
anerkannten Regeln der Immobilienbewertung, dass das Wertgutachten mindestens zwei
voneinander unabhangige Wertermittlungsverfahren enthalt; daneben kann auch die
Bewertung mit einem dieser Werte und dem Vergleichswert erfolgen, wenn dafir die
Voraussetzungen gegeben sind. Ebenso ist es auch zuldssig, die nach den verschiedenen, in
sich geschlossenen Berechnungsmethoden gewonnenen Ergebnisse miteinander zu
vergleichen und daraus Anhaltspunkte fir die endgtiltige Bemessung der Grundstiickswerte
zu gewinnen (Ross-Brachmann-Holzner-Renner, Ermittlung des Verkehrswertes von
Grundsticken und des Wertes baulicher Anlagen, Seite 468; Kranewitter,
Liegenschaftsbewertung, Seite 16).

Nach welcher Methode der (steuerlich relevante) Verkehrswert ermittelt wird, richtet sich
nach der Charakteristik der zu bewertenden Liegenschaft, der Zusammensetzung des
Kaufinteressentenkreises sowie nach den Kriterien, nach welchen die Marktteilnehmer die
Liegenschaft beurteilen (Ertrag- Anlageobjekt, Sach-Eigennutzung etc). Zu einem
Wertgutachten Gber ehemalige Teile von Betriebsgriindstiicken gehort (iblicherweise die
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Ermittlung des Sachwertes und des Ertragswertes. Wahrend der Sachwert die technische
Wertkomponente bei der Verkehrsermittlung ist, ist der Ertragswert die wirtschaftliche
Wertkomponente. Die Lage, Miete, Rentabilitat, Bewirtschaftungskosten und die
Nutzungsdauer sind dabei wesentliche Bewertungskriterien. Das Verhaltnis von Sachwert zu
Ertragswert wird weitgehend von den wirtschaftlichen Maéglichkeiten der jeweiligen
Liegenschaft bestimmt. Nach der Ermittlung des Gebaudesachwertes sind in aller Regel
weitere Wertkorrekturen vorzunehmen, die in der bisherigen Berechnung noch nicht erfasst
sind, so sind fir die fur die Sachwertberechnung einer bebauten Liegenschaft zu ermittelnden
Kaufpreise vor allem Angebot und Nachfrage am Realitdtenmarkt entscheidend; Ungiinstiger
Standort, fehlende Infrastruktur, Art und GrofRe der Liegenschaft spielen eine nicht
unerhebliche Rolle; so werden betrieblich genutzte Grundstiicke, die zu klein oder tGbergrol3
sind, in der Regel unter dem Sachwert gehandelt (Kranewitter, Liegenschaftsbewertung, 6.
Auflage, S. 82 ff). So kénnen sich zB Nachteile der Grundrissaufteilung auf den Ertrag des
Objektes auswirken, sodass die Hohe der erforderlichen Korrektur mit Hilfe des
Ertragswertverfahrens zu ermitteln sein wird. Bei den tatsachlichen Gegebenheiten wird
daher in der Regel nur durch eine Bewertung entsprochen, die auf mehrere
Bewertungsverfahren und damit nicht ausschlielich auf das Kriterium des prognostizierten
Zukunftsertrages bzw. ausschlielich auf den Substanzwert Riicksicht nimmt. Jeder
vernilinftige Erwerber fragt nach den Anschaffungskosten/Herstellungskosten und nach dem
zu erzielenden Nutzen (siehe dazu auch Univ. Prof. Dr. R. Beiser, OStZ 2002, 506,Heft 20). So
wird der Ertragswert mit einer Gewichtung eingesetzt und diesem gegenliber dem Sachwert
eine grofSere Bedeutung beigemessen, weil die Liegenschaft eben nur so viel wert ist, wie
wirtschaftlicher Nutzen daraus gezogen werden kann. Die Rechtsprechung lasst ebenfalls
mehrere Bewertungsverfahren zu, erkennt bei einem Entnahmevorgang aber einen
Mittelwert aus Substanz- und Ertragswert an (zB VWGH 25.10.1995, 93/15/0119; 31.12.1995,
92/13/0081; 27.6.2000, 95/14/0083, siehe dazu auch ua. UFS 6.8.2012, RV/0661-1/09,
6.12.2011, RV/1144-W/10).

Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, filhren in ihrem Kommentar zum EStG 1988 , 13.Lfg.Band I(§ 1-
14) zu § 6 EStG, Bewertung, aus:

,Der Teilwert eines Wirtschaftsgutes ergibt sich aus dem Wert des Zusammenhanges in
Hinblick auf die Bedeutung des Wirtschaftsgutes fiir den Betrieb; der Teilwert ist der Wert, den
das Wirtschaftsgut fiir den Betrieb hat; dabei ist die Fortfiihrung des Unternehmens zu
unterstellen (Going-Concern-Prinzip, siehe dazu unten). Dadurch unterscheidet sich der
Teilwert vom gemeinen Wert ( § 10 BewG...Beim Anlagevermégen liegt der Teilwert
regelmdpfig iiber dem gemeinen Wert (Einzelverduf8erungspreis), in keinem Fall unter dem
gemeinen Wert (E 20.10.1971, 1055/69, 1972, 102, E 11.6.1991, 90/14/0175, 1992, 77; E
22.9.1992, 92/14/0064, 1993, 133)...,, Der gemeine Wert wird durch den Preis bestimmt, der
im gewdhnlichen Geschdftsverkehr nach der Beschaffenheit des Wirtschaftsgutes bei einer
Verduferung zu erzielen wdre. Dabei sind alle Umstdnde, die den Preis beeinflussen, zu
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beriicksichtigen. Ungewdhnliche oder persénliche Verhdltnisse sind nicht zu berticksichtigen.”
Der gemeine Wert ist damit eine fiktive Gréfse und auf Grund einer Preisschétzung zu
ermitteln (E 15.9.1993, 91/13/0125, 1994, 253). Er ergibt sich aus dem Marktwert, ohne
Zusammenhang mit dem Betrieb, also ohne Riicksicht auf seine Zugehdérigkeit zu einem
Unternehmen (der gemeine Wert entspricht damit dem Liquidationswert; Einzelveréuferung
bei Betriebsaufgabe; kein Firmenwert, vgl E 6.3.1989. 86/15/0109, 1989, 446; siehe auch
Lechner, OStZ 1985, 88).

D) Erwdgungen zum konkreten Beschwerdefall:

GemaR § 115 Abs. 1 Bundesabgabenordnung (BAO) haben die Abgabenbehorden die
abgabepflichtigen Falle zu erforschen und von Amts wegen die tatsachlichen und rechtlichen
Verhaltnisse zu ermitteln, die fiir die Abgabenpflicht und die Erhebung der Abgaben
wesentlich sind. Ungeachtet dieser amtswegigen Ermittlungspflicht haben, wie sich aus §§
119 ff ergibt, auch die Abgabepflichtigen an der Wahrheitsfindung und Sachaufklarung
mitzuwirken (Mitwirkungspflicht); ohne eine solche Mitwirkung der Abgabepflichtigen ware
die Erforschung der materiellen Wahrheit vielfach nicht méglich oder mit einem
unzumutbaren Aufwand verbunden. Insbesondere unterliegt der Abgabepflichtige der
Offenlegungspflicht des § 119 BAO, wonach die fiir den Bestand und Umfang einer
Abgabepflicht oder fiir die Erlangung abgabenrechtlicher Beglinstigungen bedeutsame
Umstdande vom Abgabepflichtigen nach Maligabe der Abgabenvorschriften offen zu legen
sind. Umfang und Intensitat der amtswegigen Ermittlungspflicht sind jeweils unter
Bedachtnahme auf die korrespondierenden Pflichten der Abgabepflichtigen bestimmbar. Die
Verpflichtung der Abgabenbehérden, wonach diese gemal} § 115 Abs 3 BAO Angaben und
amtsbekannte Umstdande auch zugunsten der Abgabepflichtigen zu prifen und zu wiirdigen
haben, stellt eine eindeutige Absage an ein einseitig fiskalistisches Vorgehen dar (vgl. Ellinger,
BAO § 115 Rz 30). Es gilt die Verpflichtung der Behorde, die richtige und nicht die moglichst
hohe Abgabenbemessungsgrundlage zu ermitteln (vgl Ritz, BAO, § 115 Rz 23).Ein Bescheid
wird daher auch dann mit Rechtswidrigkeit belastet sein, wenn dieser aufgrund von
(entsprechende Mehrergebnisse ermoéglichenden) Feststellungen zum Sachverhalt ergeht, die
sich von den rechtlichen Gegebenheiten und den Angaben des Steuerpflichtigen 16sen, ohne
diese Sachverhaltsvermutungen (dh die Vermutungen eines vom dufSeren Anschein
divergierenden wahren wirtschaftlichen Gehalts) hinreichend durch objektivierbare
Beweismittel unterlegen zu konnen ( die Judikatur zur freien Beweiswirdigung verlangt
hierbei” (iberragende Wahrscheinlichkeit oder gar Gewissheit einer von mehreren
Moglichkeiten, um diese als erwiesen annehmen zu kénnen vgl Ritz, BAO-

Kommentar, 5.Auflage, § 167 Rz 8).

Das erkennende Gericht hat unter sorgfaltiger Beriicksichtigung der Ergebnisse des
Abgabenverfahrens nach freier Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen
anzunehmen ist oder nicht (§ 167 Abs. 2 BAO).
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Zum Entnahmestichtag 30.04.2001 wurde ein Verkehrswertgutachten v.20.08.2001 fiir die
Liegenschaft E, EZ 70,549 u. 586, Grundbuch F (Bezirksgericht V) erstellt, in dem der m? Preis
mit ATS 4.000 (umgerechnet € 290,69) bewertet wurde (Verkehrswertermittlung incl.
Lageplan). Abgesehen von einer Fliche v. 262 m? (ehemalige vermietete Pizzeria am ndrdlich
gelegenen Teil der Liegenschaft ,****“ waren keine Gebdude zu bewerten, sondern nur
Grund u. Boden.

Das vorgelegte Bewertungsgutachten war vom Gericht zu wiirdigen. So wie sich die
Liegenschaft in ihrem tatsachlichen Bestand zum Entnahmestichtag darstellte, war sie zu
bewerten und wurde vom Sachverstandigen auch bewertet. Das Gutachten eines
Sachverstandigen zahlt zu den Beweismitteln und besteht in der fachmannischen Beurteilung
von Tatsachen. Die Erhebung der Tatsachen (Befund) muss nicht durch den Sachverstandigen
selbst erfolgen; sie missen aber im Gutachten genannt sein. Ein Gutachten, aus dem weder
die zugrunde gelegten Tatsachen noch wie sie beschafft wurden, erkennbar ist, ist mit einem
wesentlichen Mangel behaftet und als Beweismittel unbrauchbar (Ritz, BAO, Kommentar, §
177 Tz 1 und die dort zitierte Judikatur). Sachverstandigengutachten unterliegen der freien
Beweiswirdigung. Die Behorde hat anhand des Befundes die Schliissigkeit des Gutachtens zu
prifen (Ritz, BAO, Kommentar, § 177 Tz 3 und die dort zitierte Judikatur).

Das Gutachten des Sachverstandigen P zum Entnahmestichtag 30.04.2001 verwendete das
Sach- und Ertragswertverfahren und ermittelte daraus den Verkehrswert der Liegenschaft.
Das Gutachten, das im Sachverhaltsteil dieses Erkenntnisses ausfihrlich dargestellt ist,
erscheint dem Bundesfinanzgericht schliissig und nachvollziehbar. Es folgt daher in freier
Beweiswirdigung dem Gutachten bei der Wertermittlung zum Entnahmestichtag, welche den
Grundwert mit ATS 4.000 (€ 290,69) ansetzte.

E) Zeitlich naher Verkaufspreis als maBgeblicher Wert fiir die Entnahme?

Fir die gegenstandliche Liegenschaft wurde ein VerdauRerungserlos v. € 327,03 (ATS 4.500 )
pro m? erzielt.

Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, filhren weiters in ihrem Kommentar zum EStG 1988,
13.Lfg.Band I(§ 1-14) zu § 6 EStG, Bewertung, aus:

»,Der Teilwert ist ein objektiver Wert, der nicht von der personlichen Auffassung des Stpfl,
sondern von der allgemeinen Verkehrsauffassung bestimmt wird (E 18.3.1970, 1835/68,
1970, 153, vgl E 29.5.2001, 98/14/0103 und E 5.7.2004, 2000/14/0174). Subjektive
Wertvorstellungen, die den Steuerpflichtigen allenfalls zur (Uber-)Zahlung des
Wirtschaftsgutes veranlasst haben, finden im Teilwert keinen Niederschlag. Das
Stichtagsprinzip gilt auch fur die Ermittlung des Teilwertes (vgl E 14.10.1981, 1814/79, 1982,
123; E 25.6.2007, 2005/14/0121, 2008, 298...
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Das Bundesfinanzgericht erganzt noch:

Der zivilrechtliche Verkaufspreis einer Liegenschaft ergibt sich nach Vertragsverhandlungen
aus dem Kaufvertrag, der auch fiir die Vertragsparteien bindend wird. Die Bindungswirkung
kann auch spater eintreten. Der Kaufvertrag v.13.07.2001 wurde erst in dem auf das Jahr des
Kaufvertragsabschlusses folgenden Jahr rechtswirksam (Erfiillung der vertraglich vereinbarten
aufschiebenden Bedingungen).

Flr einen Kaufer, dessen Plan es ist, auf dem erworbenen Areal die Errichtung eines
Einkaufszentrums zu betreiben, ist daher die moégliche kommende Bauflihrung ein
wesentliches Kriterium fiir den Erwerb einer Liegenschaft .Er wird daher den Kaufvertrag mit
aufschiebenden Bedingungen versehen. Dies spricht auch fiir die Sorgfalt eines nach
kaufmannisch Grundsatzen handelnden Unternehmers.

Zudem kann es in der Praxis vorkommen, dass der Kaufer bereit ist , aufgrund von - in der
Sphare des Kaufers gelegenen subjektiven Umstdanden -einen héheren - (iber dem objektiven
Wert einer Liegenschaft -liegenden Kaufpreis zu zahlen. Ein Mehrpreis kann vor allem wegen
eins harten wirtschaftlichen Wettbewerbsumfeldes fiir einen Standort gezahlt werden, weil
man sich zB. hohere Umsdtze am neuen Standort wegen hoherer Einwohnerzahl
(Stadtzentrum) erhofft.

Die Tatsache, dass ein fremder Dritter, der die erworbene Liegenschaft aufgrund seiner
bestimmten Verwendung (und damit fiir einen hoheren Nutzen) einen hoheren Kaufpreis in €
/m? zahlte, zdhlt zu den subjektiven Umstanden, der bei der Wertermittlung zum zuvor
gelegenen Entnahmestichtag zum 30.04.2001 aulRer Ansatz zu lassen ist. Dieser Kaufpreis hat
grundsatzlich nichts mit dem im Entnahmezeitpunkt vorgelegenen Wert zu tun, wenngleich
zeitliche Nahe zwischen den beiden Vorgangen vorliegt. Daher war die von der
Betriebsprifung vorgenommene ,,Schatzung” von ATS 4.500 pro m? (der mit dem Kaufpreis
pro m? ident war) nach Meinung des Bundesfinanzgerichtes nicht als Entnahmewert
heranzuziehen. Dem Bewertungsansatz des im Verfahren beauftragten, fachlich kompetenten
Sachverstandigen wurde vom Bundesfinanzgericht gefolgt. Die Differenz betrug pro m? €
36,34 (ATS 500).

Feststellungen zum VerdulRRerungszeitpunkt (bei vorliegendem Kaufvertrag v. 13.07.2001 mit
einer Reihe von aufschiebenden Bedingungen) dahingehend , ob die die vereinbarten
Bedingungen schon mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zum Abschluss des Kaufvertrages
oder doch erst mit Eintritt der Bedingungen (nach der Aktenlage Marz 2002 ) gegeben waren,
konnten unterbleiben, weil ausschlieBlich die steuerlichen Folgen der Entnahme von
betrieblich genutzten Teilgrundstiicksflachen (und die dabei aufgedeckten stillen Reserven)
zum Entnahmestichtag zum 30.04.2001 zu beurteilen war.
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Zusammenfassung

Der Richter war vor allem im Interesse der Schaffung eines Rechtsfriedens bei einer tiber drei
Jahre dauernden (gerechnet vom Ausgangsjahr 2001: sogar liber flinfzehnjahrigen Dauer des
Verfahrens) bemiiht, eine Losung des Problems - hinsichtlich des Ausmales von
entnommenen Grundstiicksflachen sowie der Bewertung der Hohe nach - nunmehr
herbeizufiihren.

Die Tatsachenfeststellung des genauen Ausmalies allerdings erwies sich im gegenstandlichen
Beschwerdefall als (iberaus schwierig. Der Richter sieht sich nach Uberpriifung der
umfangreichen Aktenlage auBerstande, den ,, wahren" Sachverhalt trotz der im § 115 BAO
normierten Verpflichtung festzustellen. Die Wahrheitsfindung erwies sich deswegen als
dulerst schwierig, weil der Beschwerdefall teilweise sachverhaltsmaRig in Zeitrdume bis 1956
(historische Erfassung von Grundstiicken auf den gegenstandlichen EZ 70, 569 und 548) sowie
Umgriindungsvorgangen des Jahres 1981 (incl. Liegenschaftsiibertragungen/-einbringungen),
dem damaligen Verlassenschaftsverfahren im Jahre 1985 und die dort gesetzten Schritte der
Liegenschaftslibertragungen) zuriickreicht. Damit war aber das flachenmaRige Ausmalf$ von
betrieblichen bzw. nicht betrieblich genutzten Grundstiicksflichen zum 30.04.2001 nur sehr
schwer moglich. Dies zeigt auch die intensive Beschaftigung der Betriebspriifung mit diesem
Beschwerdefall (vgl. im Einzelnen das Besprechungsprogramm v. 08.11.2005 sowie der
Stellungnahme der Betriebsprifung v. 17.07.2006).

Eine Zurickverweisung des Beschwerdefalles (wegen der nicht mehr genau ermittelbaren
entnommenen Grundstiicksflachen) war aus dem Grunde der langen Verfahrensdauer nicht
tunlich (Aspekt einer weiteren Verfahrensverzogerung).

Dies vor allem vor dem Hintergrund, weil die beschwerdefiihrende Kommanditgesellschaft
- bereits am 06.09.2003 im Firmenbuch gel6scht wurde

- der durch Mangel in der Bescheid "produktion" der Abgabenbehdrde I.
Instanz (Nichtbescheide v.22.12.2005) ausgelosten tberlangen Verfahrensdauer

- der langen Zeitrdume vom Abschluss der Betriebsprifung Ende 2005 bis zur Neuerlassung
des hier in Beschwerde gezogenen Feststellungsbescheides 2001 (Sachbescheid) erst am
19.12.2011

- der Tatsache, dass damals auch die gegenstandliche Liegenschaft schon verkauft wurde (alte

Rechtslage -Eigentiimerwechsel)

sowie
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- dem Umstand des nachwievor offenen Beschwerdeverfahrens beim ehemaligen
Gesellschafter.

Was die Hohe des Quadratmeterpreises anlangt, konnte sich das Gericht auf das Gutachten
des ehemaligen Amtsssachverstandigen v. 20.08.2001 stltzen. Das Bundesfinanzgericht folgt
daher im Ergebnis dem im Gutachten zugrunde gelegten Quadratmeterpreis im AusmaR v.
ATS 4.000 (€ 290,69). Damit folgte es nicht dem Ansatz der Betriebspriifung, die den
Verkaufspreis von ATS 4.500 (€ 327,03) zugrundelegte.

Die Verkehrswert-bzw. Teilwertberechnung des Gutachters v.20.08.2001 wurde nach Ansicht
des BFG schlissig und nachvollziehbar erstellt und entspricht den Bewertungsvorgaben der
herrschenden Lehre und Rechtsprechung (VwGH 24.5.1965, 1624/64, VwWGH 25.10.1995,
93/15/0119, 27.6.00, 95/14/0083, 26.7.2006, 2006/14/0016, UFS 6.12.2011, RV/1144-W/10,
Bienert/Funk, Immobilienbewertung Osterreich, Stand Juli 2007, Sachwertverfahren S. 265 ff).
Es war daher davon auszugehen, dass die im angefiihrten Gutachten angefiihrte
Beschreibung des Lage/Bauzustandes den Tatsachen zum Entnahmezeitpunkt 30.04.2001
nach Besichtigung der Liegenschaft entsprochen hat. Die Ermittlung des zutreffenden und
angemessenen Teilwertes auf der Basis dieses Gutachtens wurde Gbernommen (€ 290,69 pro
m?2-teilweise Stattgabe -vgl. Berechnungsblatt -Beilage).

Das Gericht schlieRt sich zudem dem von der steuerlichen Vertretung modifizierten
Berechnungsvorschlag v.21.05.2014 an, da dieser die hochste Wahrscheinlichkeit an
Richtigkeit hinsichtlich des Ausmalies der entnommenen

Teilgrundstiicksflichen beinhaltet. Im Ubrigen wurde dieser Vorschlag der steuerlichen
Vertretung v.21.05.2014 mit den Parteien im Wege einer Erdrterung am 03.06.2014
besprochen (5.619 m?).

Dieser Losungsansatz ist unter Berticksichtigung der vorliegenden Gesamtumstande des
Beschwerdefalles (genaues Ausmal der entnommenen Grundstiicksflachen nicht mehr
ermittelbar) nach Meinung des Bundesfinanzgerichtes vertretbar.

Die nunmehrige Beendigung der Bewertungsfrage war insbesondere durch die am 03.06.2014
abgehaltene Erdorterung moglich geworden.

Auf die Beilage 1 (Berechnungsblatt Entnahmegewinn 2001) wird verwiesen.
Aus den angefihrten Griinden war daher wie im Spruch des Erkenntnisses zu entscheiden.
Nichtzulassigkeit der (ordentlichen) Revision

Gemal Art 133 Abs 1 Z 4 B-VG ist die ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof
gegen ein Erkenntnis oder einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes zuldssig, wenn die
Entscheidung von der Losung einer Rechtsfrage mit grundsatzlicher Bedeutung abhéangt.
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Grundsatzlich bedeutende Rechtsfragen musste das Bundesfinanzgericht im konkreten
Beschwerdefall nicht beantworten: Die Losung von Sachfragen ist nicht Gegenstand eines
Revisionsverfahrens. Die (ordentliche) Revision ist daher nicht zulassig.

Beilage: 1 Berechnungsblatt Entnahmegewinn 2001

Linz, am 17. Janner 2017

28 von 28



	Entscheidungsgründe
	Über die Beschwerde wurde vom Bundesfinanzgericht erwogen:
	A) Einleitung
	B) Rechtslage :
	C) Bewertungsgutachten zum Entnahmestichtag 30.04.2001
	D) Erwägungen zum konkreten Beschwerdefall:
	E) Zeitlich naher Verkaufspreis als maßgeblicher Wert für die Entnahme?
	Zusammenfassung


